
Im Paderborner Land organisiert die AfD
regelmäßig Kundgebungen und Demons-

trationen. Im Januar, kurz nach den Kölner
Silvesterereignissen, brachte die Partei mit
rund 800 Teilnehmern bisher die meisten
Leute auf die Straße. Mit dabei ein Block von
etwa 120 Neonazis und Hooligans, schwarz
gekleidet, teilweise vermummt und entspre-
chend aggressiv. Im Februar versammelten
sich nur rund 400 Menschen am Paderborner
Westerntor. Die meisten Teilnehmer schei-
nen aus den AfD-Kreisverbänden Westfalens
angereist zu sein. Nur wenige Frauen sind
darunter. Äußerlich unterschieden sie sich
kaum von ›dem Mann auf der Straße‹ oder
dem netten Dienstleister von nebenan. Nur
40 bis 50 Neonazis haben sich unter die Men-
ge gemischt. Ordner sorgen sogar dafür, dass
eine Fahne mit eindeutiger Szenesymbolik
eingerollt werden muss.

Erst als der Paderborner Kreisvorsitzende
Günter Koch das Mikrophon ergreift, scheint
die Menge plötzlich stramm zu stehen. »Pa-
derborner! Westfalen! Deutsche! Patrioten!«.
Günter Koch ruft die Wörter wohlmoduliert
in die Menge und steigert seine Stimme kon-
tinuierlich. Die Wirkung ist wohlbedacht.
Wer sich wirklich als deutscher Patriot emp-
findet, dem muss nun eine Gänsehaut über
den Rücken laufen. »Wir sind das Volk«,
schreit die Menge zurück oder: »Widerstand,
Widerstand«. Die Reden gleichen sich. Alle
beschwören eine »deutsche Kultur«, die vor
vermeintlichen Bedrohungen von außen ver-
teidigt werden muss. Sei es gegen den Islam,
Flüchtlinge oder ein »System« aus Merkel und
»Lügenpresse«. 

Patriotismus und falsche Zahlen

Dabei nimmt es die AfD mit der Wahrheit
selbst nicht so genau. Große Emotionen löst
Koch mit der Behauptung aus, eine vierköp-
fige Flüchtlingsfamilie aus Salzkotten erhielte
monatlich 2921,25 Euro. Die Zahl hielt je-
doch einem Faktencheck der Lokalzeitung
nicht stand. Tatsächlich bekommt die Familie
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz nur
1052,86 Euro.

Zwar nehmen etliche Redner die Mei-
nungsfreiheit für sich in Anspruch, in einem

6 Initiativen Politik 3

Viertel: Das Care-Netzwerk stellt die »Sor-
gearbeit« in den Mittelpunkt. Was versteht
ihr darunter?

Jens Drüke: Sorgearbeit oder Care-Arbeit
meint alle bezahlten und unbezahlten Tätig-
keiten, die sich um die Versorgung und
Unterstützung von Menschen in ihren Le-
benswelten drehen. Wir gehen also über den
klassischen Begriff der unbezahlten Repro-
duktionsarbeit hinaus. Die Ausweitung von
Erwerbsarbeit, insbesondere von Frauen,
führt zu einer gesellschaftlichen Verschie-
bung. Care-Arbeiten bedeuten nun entweder
eine Doppelbelastung der Frauen, die diese
Arbeit zusätzlich und unentgeltlich in der Fa-
milie leisten – oder sie werden delegiert. Etwa
an Putz- oder Pflegekräfte im privaten Be-
reich. Meistens sind es Frauen, oft Migran-
tinnen, die für geringen Lohn die Arbeiten
übernehmen.

Dass Reproduktions- , also Haus- und
Pflegearbeit nicht oder schlecht bezahlt
wird, ist ja ein alter Hut. Warum stellt ihr
es jetzt in den Mittelpunkt?
Die aktuelle Entwicklung, Stichwort Neoli-
beralismus, verstärkt den Angriff auf alle Le-
bensbereiche. Der Care-Bereich steht dabei

Neuer Versuch

A
n
ze

ig
en

besonders unter Druck. In der kapitalistischen
Logik ist er ein reiner Kostenfaktor. Er mini-
miert den Profit. Das bedeutet schlechtere
Löhne und höhere Arbeitsbelastung, beispiels-
weise durch Stellenstreichungen im Bereich
der Gesundheitsversorgung, der Bildung und
Erziehung. Oder aber es wird versucht, diese
notwendige Arbeit wieder in die Verantwor-
tung der Familie zurückzudrängen — Beispiel
Pflege. Es gibt aber im Bereich der Care-Ar-
beit eine große Unzufriedenheit, wie etwa der
Streik an der Berliner Charité zeigt. Was die
Möglichkeit eröffnet, die Forderungen nach
besserer Bezahlung, geringerer Arbeitsdichte
und stärkerer Anerkennung zu bündeln. Hier
gibt es ein Potential für die Forderung, den
Care-Bereich im Interesse der Menschen ge-
sellschaftlich anders zu organisieren. Innerhalb
des jetzigen Sozialsystems wird das nicht ge-
hen.

Einerseits wendet ihr euch gegen weitere
Ökonomisierung im Care-Bereich, ande-
rerseits gegen das Abdrängen ins Priva-
te. Gibt es Alternativen?
Es gibt verschiedene Ansätze und Beispiele.
Etwa im Bereich der Behindertenarbeit. Dort
haben sich Betroffene organisiert und versu-
chen, Selbsthilfestrukturen aufzubauen. EsFO
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Brandstifter im Westen
Ist die ›Alternative für Deutschland‹ die Partei der rechtsangehauchten, besorgten Bürger oder eine »NPD im Schafspelz«? 
Peter Sperling hat den ostwestfälischen Bezirksverband der Partei unter die Lupe genommen
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»Es gibt keine fertigen Lösungen«
Im März 2014 gründete sich das bundesweite ›Netzwerk Care-Revolution‹. Seit Anfang des Jahres gibt es auch in Bielefeld eine 
aktive Gruppe. Mit Jens Drüke sprach Ulrich Zucht

»Gemeinsam wohnen, stadtnah, mit guten
ökologischen Standards – das hatten

wir uns vorgenommen. Und wir wollten ein
Mehrgenerationenprojekt«, erinnert sich Hei-
ner Wild vom Wohnprojekt am Heisenberg-
weg: »Dafür haben wir Pressearbeit gemacht
und auf den Wochenmärkten Zettel verteilt.«
Junge Familien zu überzeugen, sei zunächst
nicht einfach gewesen, »aber als die ersten drei
Kinder dabei waren, wurde es leichter.« 

Drei Jahre lang haben die Beteiligten ums
gemeinsame Konzept gerungen, 2007 ein
Grundstück gekauft, sind 2009 eingezogen.
Rund 30 Menschen zwischen sechs und 70
Jahren leben heute als Eigentümergemeinschaft
in 18 Wohnungen am Heisenbergweg. Jeder
für sich, mit einer gemeinsam genutzten
Werkstatt, einem Sportraum, einer von allen
besuchten Terrasse. Überlegungen in der Pla-
nungsphase, ein Projekt zu mieten, statt selbst
zu bauen, wurden verworfen. »Ein Wermuts-
tropfen«, sagt Wild. Beim gewünschten Stan-
dard wären die Mieten aber so teuer geworden,
dass sich letztlich die Idee durchsetzte, selbst
zu bauen. 

»Wohnprojekte können ein Quartier auf-
werten«, weiß Bernadette Büren, Ansprech-
partnerin bei der Stadt. »Nur braucht man in
der Regel schon ein gutes Einkommen, um
sich an einem Projekt zu beteiligen.« Selbst,

wer kein Eigentum erwirbt, sondern mietet,
muss innenstadtnah 8,50 Euro und mehr pro
Quadratmeter berappen. 

Rund zehn Wohnprojekte gibt es in Biele-
feld, fünf bauen gerade oder planen noch. Die
baulichen Standards sind hoch, die rechtlichen
Grundlagen und Konzepte unterschiedlich.
Manche mieten von einem Bauherrn, andere
haben sich mit einer städtischen Wohnungs-
genossenschaft zusammengetan oder schaffen
sich Eigentum. 

»Wenn die richtigen Leute zusammenkom-
men, kann sich eine gute Nachbarschaft auch
zufällig bilden – es ist nur extrem unwahr-
scheinlich im Vergleich zu einem Wohnpro-

jekt, bei dem alle grundsätzlich schon den
Wunsch nach Anschluss und gemeinsamen
Aktivitäten ausgesprochen haben«, sagt Tho-
mas Beblo, der vom Bielefelder Westen ins
Projekt Pauluskarree gezogen ist. In 24 Woh-
nungen, zum Teil frei finanzierten und geför-
derten Mietwohnungen, leben dort 32 Er-
wachsene jeden Alters und 13 Kinder. 

Gemeinsame Aktivitäten

Das Projekt möchte zu einem lebendigen Mit-
einander im neuen Quartier beitragen, unter
anderem, indem es seinen Gemeinschaftsraum
für Kurse, Feste und kulturelle Angebote öff-

net. Was genau entsteht, bestimmt die Ge-
meinschaft selbst. 

Vieles muss also unter den Beteiligten eines
Wohnprojekts beraten, entschieden und in
Gang gebracht werden. Gleichzeitig wünschen
sich alle Bielefelder Projekte eine Form des Zu-
sammenlebens, die neben nachbarschaftlicher
Nähe auch ausreichend Privatsphäre ermöglicht.  

»Wir sind keine Wohngemeinschaft«, erklärt
zum Beispiel Friedrich Brünger vom Wohn-
projekt Stiftsfreiheit in Schildesche: »Entschei-
dend ist, dass wir unsere Nachbarschaft ge-
meinsam aktiv gestalten wollen.« Die Mauern
vom Erdgeschoss stehen, der Einzug soll in
diesem Winter beginnen. Elf Parteien sind
Bauherr. Wie in den meisten Projekten bun-
desweit erfolgreich praktiziert, haben die Be-
teiligten für die Bauzeit eine GbR gegründet.
Die wird aufgelöst, wenn der Bau fertig ist,
und das Projekt dann als Eigentümergemein-
schaft weitergeführt. 

Die Stadt veranstaltet vierteljährlich Ken-
nenlern- und Projektentwicklungstreffen
für Menschen, die an gemeinschaftlichen
Wohnformen interessiert sind, zum nächs-
ten Mal am 2. Juni um 18 Uhr in der Bür-
gerwache am Siegfriedplatz. 

Bekenntnis zur Nachbarschaft
Wohnprojekte gestalten ihr Zusammenleben schon vor dem Einzug gemeinsam, erfuhr Aiga Kornemann

gibt auch genossenschaftliche Ansätze. Das ist
ein Bereich, in dem experimentiert werden
muss. Es gibt keine fertigen Lösungen. Aber
dafür ist erst einmal eine bessere finanzielle
Ausstattung nötig, um etwas ausprobieren zu
können. Anerkennung bedeutet zuallererst
die Bereitstellung von Ressourcen.

Auf der 1. Mai-Demonstration wollt ihr
einen eigenen Block stellen. Was 
versprecht ihr euch davon?
Wir wollen natürlich erst mal auf der Demo
unseren politischen Ansatz und die Care-Ar-
beit sichtbar machen. Und wir wollen an un-
serem Stand mit Care-Beschäftigten und an-
deren Wege zu einem Perspektivenwechsel
in der Care-Arbeit diskutieren. Damit Care-
Arbeit sich nicht immer weiter nach Profit-
interessen, sondern nach den Bedürfnissen der
Menschen richtet. 

Jens Drüke ist Erzieher, Gründungsmit-
glied der ›Care-Revolution-Netzwerk-
gruppe Bielefeld‹ und engagiert sich zu-
dem in der ›Interventionistischen Linken‹.
Weitere Infos: https://care-revolution.
org/regionale-vernetzungen/bielefeld

In Bielefeld ist eine neue Neonazipartei namens ›Die Rechte‹ aktiv

Kurz nach dem Verbot von vier nordrhein-westfälischen Neonazi-Kameradschaften
im Jahr 2012 gründete sich ›Die Rechte‹. Sie gilt als Auffangbecken für Anhänger ver-
botener Kameradschaften. Zum Landesvorstand der neuen Partei gehörte auch Sa-
scha Krolzig, ehemals Anführer der verbotenen ›Kameradschaft Hamm‹. Jetzt ist er
Vorsitzender der ›Rechten‹ in Bielefeld. Krolzig wurde durch sein Jurastudium nach
Bielefeld verschlagen, das er freilich kaum mit dem 2. Staatsexamen abschließen
wird. Aufgrund zahlreicher Vorstrafen wird ihm die Zulassung verweigert. Jetzt tritt er
zusammen mit dem stellvertretenden Vorsitzenden Tim Sauer als Anführer der ›Rech-
ten‹ in Ostwestfalen auf. 

Auf einen harten Kern von sieben Personen schätzen Szenekenner die Partei in
Bielefeld. Kommen die Kameraden aus Gütersloh hinzu, kann die Gruppe auch schon
mal mit 12 Personen auftreten. »Das sind Leute, die schon lange aktiv sind und mit
der Partei ein neues Spielfeld haben«, sagt Frederic Clasmeier von der Mobilen Be-
ratung gegen Rechtsextremismus im Regierungsbezirk Detmold. Eine Massenwir-
kung war bisher nicht zu erkennen, obwohl die ›Rechten‹ recht aktiv sind. Ihre Mit-
glieder sind auf Biegida-Aufmärschen in Bielefeld ebenso präsent, wie bei den
Kundgebungen der ›Alternative für Deutschland‹ im Paderborner Land. Massiv traten
sie bei etlichen Informationsveranstaltungen zu Flüchtlingsunterkünften auf. Ihre ras-
sistischen Flugblätter und Wortergreifungen waren jedoch bislang nicht in der Lage,
die konstruktive Stimmung bei den meisten dieser Versammlungen zu stören.
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zukünftigen AfD-Land wer-
den Andersdenkende hinge-
gen wenig zu lachen haben.
Nicht nur bei dem Stichwort
Asylbewerber schreit die
Menge »Abschieben, abschie-
ben«, sondern auch wenn die
Sprache auf das breite Pader-
borner Bündnis auf der Ge-
genseite (»Rotlackierte Fa-
schisten«) oder die Grünen
(»Terroristen«) kommt. Im-
merhin, in Paderborn    ver-
meiden die Redner histori-
sche NS-Begrifflichkeiten.
Aber Stichworte reichen und
die aggressive Masse ergänzt
die Reden mit ihrer Hass-
Choreographie. Eine Ver-
sammlung besorgter eurokri-
tischer Bürger sieht anders
aus. 

Der OWL-Bezirksverband
der AfD gilt schon lange als
besonders rechtslastig. Der Be-
zirksvorsitzende Udo Hem-
melgarn aus Gütersloh gehört
zu den Organisatoren eines so-
genannten ›Alternativen Wis-
senskongresses‹, der vor allem
extrem rechten Weltver-
schwörern ein Forum bietet. 

Aus Bielefeld kommt der NRW-Landes-
vorsitzende und Europaabgeordnete Marcus
Pretzell. Pretzell steckte schon früh seine
Fühler nach extrem rechten europäischen
Bündnispartnern aus und redete schon lange
vor Frauke Petry einem Schießbefehl an der
Grenze das Wort. Als besonders aggressiv
zeigte sich das Bielefelder Kreisvorstands-
mitglied Maximilian Kneller. Er bedrohte ei-
ne politische Gegnerin aus den Kreisen der
Jungen Liberalen mit sexueller Gewalt und
musste danach seinen Posten als stellvertre-
tender Landesvorsitzender der AfD-Jugend-
organisation abgeben. In Bielefeld ist er aber
weiterhin als Funktionär aktiv. 

Bis zum Februar veranstaltete der Kreis-
verband in einer Bielefelder Gaststätte einen
öffentlichen Stammtisch, an dem etwa 20
Personen zusammenkamen. Seit einer Inter-
vention des Bielefelder ›Bündnisses gegen
Rechts‹ finden die Stammtische vorerst nicht
mehr statt. In dem Lokal ist die Partei nicht
mehr erwünscht. 

Schulterschluss mit Neonazis 
und Hooligans

Die Mobile Beratung gegen Rechtsextremis-
mus im Regierungsbezirk Detmold hat et-
liche Anfragen zum Umgang mit der AfD,
weil ihre Mitglieder und Sympathisanten
nicht dem klischeegeprägten Bild von Neo-
nazis entsprechen. Für Fachleute wie Frede-
ric Clasmeier ist die Entwicklung allerdings
nicht gänzlich neu. Ein hohes, extrem rechtes
Einstellungspotenzial wird seit Jahren statis-
tisch erfasst. Jetzt gehen diese bisher unauf-
fälligen extrem Rechten auf die Straße. Sorge
macht Clasmeier der »Schulterschluss mit
Neonazis und Hooligans«, der auf Pegida
und AfD-Kundgebungen immer wieder zu
beobachten ist. »Da entwickelt sich eine ge-
fährliche Dynamik«. Diese Sorge teilt auch
das Paderborner Bündnis ›Paderbunt‹. »Die
widerwärtige Hetze auf den Demos von AfD
und Pegida ist der Begleitchor zu den Ge-
walttaten gegen Flüchtlinge und Unterkünf-
te«. Tausende Menschen wollen in Pader-
born darum nun bald monatlich gegen die
Hetzer auf die Straße gehen.
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Auch an der Bürgerwehr, die im Januar kurz für Furore sorgte, waren die Neonazis
beteiligt. Große Beachtung in den Medien brachten Krolzig und Co. die Verteilung
einer sogenannten Schulhof CD ein. Der Mobilen Beratung ist jedoch nur eine einzi-
ge kurze Verteilaktion an einer schulnahen Straßenbahnhaltestelle bekannt. Die an-
geblich großangelegte Aktion entpuppte sich als geschickt eingefädelte PR-Kam-
pagne. »Das war eine selbstgebrannte CD, auf der Lieder von lange veröffentlichten
NPD-Schulhof CDs und Propagandamaterial von ›Die Rechte‹ ist. Das Zeug kann
man in zehn Minuten im Internet zusammensuchen«, sagt Jan Raabe vom Verein Ar-
gumente und Kultur gegen Rechts. Der renommierte Experte zur extremen Rechten
findet es zwar gut und richtig, dass über dieses Thema ausführlich berichtet wird.
Pressemitteilungen und Aussagen der Partei müssten allerdings besser überprüft
werden.
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